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K u n d m a c h u n g .
Von der k. k, Camera!-Bezirks-Vcrwal-

tung in Laibach wird bekannt gemacht, daß
der Bezug der allgemeinen Ver'zehrungssteuer
von Wein, Wein - und Obstmost und Fleisch, in
dem Nerwaltungsjahr l852, mit oder ohne Vor-
behalt der stillschweigenden Vertrags-Erneuerung
für die Vcrwaltungsjahre l853 und 1854, u,
den Gerichts- und Stcueramts-Bczirken Egg und
Wartenberq, in Pacht ausgeboten wird.

Als Ausrufsprns wird für den Bezirk Egg
der Betrag von 71W st-, sage: sieben t a u -
send ein hundc r t Gu lden M. M., wovon
auf Wein und Most U212 si
und auf Fleisch 888 »
entfallen, und für den Bezirk Wartenberg 83l»tt fl.,
sage: acht tansend d re i hundcr t G u l d c n
M . M . , wovon auf Wein und Most 75W si.
und auf Fleisch 8utt >>
entfallen, festgesetzt.

Die Verhandlung findet bei der k. k. Cameral-
Bezirks - Verwaltung in Laibach, und zwar für
beide oberwähnte Bezirke zuerst einzeln, dann
zusammen, am 22. September 1851, um IN Uhr
Vormittags, Statt.

Die schriftlichen, mit den nach obigen Aus-
rufspreisen zu berechnenden 10 A Vadien beleg-
ten Offerte sind bis zum 2 l . Sept, I 8 5 l , Mit-
tags 12 Uhr, bei der k. k. Cameral-Bezirks-Ver-
waltungs-Vorstehung einzubringen.

Auf schriftliche Offerte, welche nach diesem
Zeitpuncte einlangen, so wie auf solche, welche
anderswo, als an dem bezeichneten Orte über-
reicht werden, und auf solche, welche mit dem
1U F Vadium des Ausrufspreises nicht belegt
seyn sollten, wird keine Rücksicht genommen wer-
den. Die Pachtbcdingniffe sind folgende:

1. Dem Pächter wird von der Staats-
verwaltung das Recht eingeräumt, während der
Dauer der Pachtung die Verzehrungsstcucr ' vom
Wein, Wein- und Obstmost, dann Maische und vom
Fleisch, nach den in dem illyrischen Gudernial-
Circulare vom 26. Juni 182!), Z. 137l , dann
dem beigefügten Anhange und Tarife, ferner nach
den später kundgemachten und in der Folge noch
kundzumachenden Bestimmungen einzuheben.

2. Zur Pachtung wird Jedermann zuge-
lassen, welcher nach den Gesetzen und der Landes-
verfassung hievon nicht ausgeschlossen ist. Für
jeden Fall sind alle Jene sowohl von der Ueber-
nahme als von der Fortsetzung einer solchen
Pachtung ausgeschlossen, welche wegen eines
Verbrechens mit einer Strafe belegt, oder welche
in eine criminalgerichtliche Untersuchung verfallen
sind, die bloß aus Abgang rechtlicher Beweise
aufgehoben wurde.

Jene Individuen, welche zu Folge des
Strafgesetzbuches übcrGefällsübertretungen wegen
Schleichhandels od. einer schweren Gcfällsübertrc-
tung in Untersuchung gezogen und gestraft, oder
wegen des Abganges rechtlicher Beweise von dem
Strafverfahren losgczahlt wurden, sind durch sechs
auf den Zeitpunkt der Uebcrtretung, oder wenn
derselbe nicht bekannt ist, der Entdeckung der-
selben folgende Jahre als Pachtungsbewerber
ausgeschloffen. Ueber die persönliche Fähigkeit
zur Eingehung eines Pachtvertrages überhaupt
hat sich dcr Pachtlustigc vor dem Beginne der
Pachtung über Aufforderung der Gefallsbeho'rde
mit glaubwürdigen Documenten auszuweisen.

3. Die Versteigerung des Pachtobjcctes
geschieht unter Vorbehalt der höhern Genehmi-
gung , so zwar, daß der Bersteigerungsact für
den Bestbieter schon durch die Unterschrift des
Protocolls, für das Aerar aber crst von der Zu-
stellung der Verständigung über die Annahme
des Pachtanbotes oder des genehmigten Vertra-
ges verbindende Kraft erhält.

Die Annahme des Pachtanbotes muß dem
Ersteher binnen vier Wochen, von dem Tage
der Versteigerung, und jedenfalls acht Tage vor
dem Beginne der Pachtzeit bekannt gegeben wer-
den, widrigenfalls dessen Haftung für das An-
bot erloschen und ihm freistehen soll, die bei der
Versteigerung erlegte vorläufige Caution zurück
zu fordern.

Würde aber die Zustellung dieser Verstän-
digung, oder überhaupt die Zustellung ämtlicher
Erlässe an den Pächter oder dessen Bevollmäch-
tigte während der Dauer der Pachtung, wegen
deren Abwesenheit oder unbekanntem Aufenthalt!
nicht geschehen können, oder sonst das Gefall,
die persönliche Zustellung nicht passend finden, so
soll die öffentliche Anschlagung dieser Erlasse bei
der Steucr-Bezirks-Obrigkeit, in deren Bezirke
die Versteigerung Statt gefunden hat, die Wir-
kung der persönlichen Zustellung haben.

Uebrigens wird zur Reclamation wegen ver- ^
spätcter Zustellung vom Tage derselben eine
achttägige pcremtorische Frist festgesetzt, nach
deren unbenutztem Verstreichen jenes Befugniß
gänzlich erlöschen soll.

4. Der Ausrufspreis für das zu verpach-
tende Object ist bereits obcn bezeichnet worden. ^

5>. Diejenigen, welche an der Versteigerung
Theil nehmen wollen, haben einen, dem zehn-
ten Theile des Ausrufspreiscs gleichkommenden
Betrag in Barem, oder in öffentlichen Oblige
tionen, welche in der Regel nach dem zur Zeit
des Erlages bekannten börsemäßigen Curswerlhe,
in Betreff der Staatsanlehenlose vom Jahre
l834 und 183!) aber nach dem Nennwerthe an^
genommen werden, oder mittelst Realhypothek zu
erlegen; nach beendigter Licitation wird bloß
der vom Bestdieter erlegte Betrag als vorläu'
sige Caution zurückbehalten, den übrigen Lici-
tanten aber werden ihre erlegten Beträge zurück,
gestellt werden. Sind mehrere Personen zu-
sammen Bestbieter, so habe», d,e,elben z„r un-
getheilten Hand für die Ersüllulig der ü'bernomme-
iien Contractsverbindlichkeiten zu haften.

6. Vor dem Antritte der Pachtung, und
zwar längstens binnen 8 Tagen von der ge-
schehencn Zustellung der Ratification der Pacht-
versteigerung, hat der Pächter den vierten Theil
des für ein Iahc bedungenen Pachtschillings als
Caution in Barem, oder in öffentlichen Obliga-
tionen auf die in vorstehendem Absähe bemerkte
Art , oder in Realhypothek, die der Pächter
auf eigene Kosten dem Gefalle grundbücherlich
zu verschreiben hat, zu Handen der Gefällsbe-
hö'rde zu erlegen, wobei der bei der Versteigerung
bereits erlegte Betrag einzurechnen, oder falls
die ganze Caution mittelst einer Realhypothek
bestellt würde, zurückzustellen seyn wird.

Wird die eingelegte und annehmbar befun-
dene Caution in der Folge durch, dem Pächter
auferlegte, aus dem Pachtverhältnisse cntsprin-
gcnde Geldstrafen oder Ersätze geschmälert oder
erschöpft, so muß, wenn die Geldstrafe oder der
Ersatz nicht binnen l4 Tagen erlegt wird, der
abgängige Cautionsbctrag binnen eben diesen 14
Tagen sichergestellt werden, widrigenfalls der
Pachter als contractbrüchig behandelt wild. Beim
Beginne der Pachtperiode wird der Pächter von
der Gefällsbchörde in das Pachtgeschäft eingc-
s.tzt, ihm der sich hierauf beziehende Auszug aus
der ämtlichen Vormerkung über die Verzehrungs-
SteuerpfljMgen übergeben, und selber auf gceig'
nete We.,r Her Steuerbezirkö.-Obrigkeit und den
Acrz. Steuerpflichtigen, die es betrifft, angekün-
diget werden.

5. So wie der Pachter in alle Rechte und
Verpflichtungen der Gefallen - Verwaltung , mit
Ausnahme der im §. 22 der oben angeführten
Circular «Verordnung vom 2U. Juni 182!) ange-
deuteten zwei Puncte, und mit Rücksicht auf den,
in dem, jenem Circulare beigefügten Anhange zu

! diesem Paragraph gemachten Vorbehalte vol l - !

ständig eintritt, so wird cr hicmit ausdrücklich
verpflichtet, sich auch genau nach den in jcnen
Circular-Verordnungen enthaltenen Vorschriften,
und in soferne sie durch nachfolgende gesetzliche
Verfügungen geändert wurden, sich auch nach
diesen zu benehmen, und allen, während der
Dauer der Pachtung in Bezug auf das gepach-
tete Gefall ergehenden Anoldnungm Folge zu
leisten. I n dicser Beziehung wird es dem Pach-
ter auch zur Pflicht gemacht, für den Fall der
tarifmäßigen Steuereinhebung die Einleitung der

'Art zu treffen, daß nach Thunlichkeit keine steuer-
pflichtige Partei die Anmeldung oder Steuer-

! ent, ichtung an einem von ihrem Wohnsitze über
eine Meile entfernten Orte zu bewerkstelligen gc-
nöchigct ist

Derselbe ist ferner verpflichtet, den Parteien
welche sich nicht aligefunden haben, auf ihr Ver-
langen über die tarifmäßig entrichteten Steuer-
gebühren gedruckte Zahlungsbollcten, womit der-
selbe vom Gefalle gegen Vergütung der Anschaf-
ungskosten versehen werden wird, zu erfolgen.

Rücksichtlich der im Pachtbezirke vorkommen»
den Verzehr. Steuer - Gefällsübcrtretungen wird
dem Pächter das Bcfugniß eingeräumt, von dem
gesetzmäßigen Verfahren abzulassen, in so fern
das Gesetz auf dieselben die Arreststrafe nicht
verhängt; wenn jedoch gegen die Bestimmungen
des Gefällsstrafgesetzcs ein Ablassungsbettag einc
gehoben wird, so hat der Pächter die Partei zu
entschädigen, und überdieß das Zwanzigfache deS
widerrechtlich cin^chobenen Betrages als Strafe
an den Local'Armenfond zu erlegen. I n keinem
Falle kann aber, wenn schon die Untersuchungs-
dchörde einschreitet, die Ablassung von dem ge?
setzmäßigcn Aerfahren von der Zustimmung des
Pachters abhängig gemacht werden. Die Ver-
fügung über die einssießenden Strafgelder bleibt,
nach Abzug der Kosten des Verfahrens, dem
Pächter überlassen.

8. Diejenigen Voriäthe an steuerbaren Ge-
genstanden, welche bei dem Beginne der Pachtung
bei den steuerpflichtigen Parteien vorgefunden wer-
den, und bereits von oiesen tarifmäßig versteuert wor-
den sind, unterliegen keiner neuen Versteuerung an
den neu eintretenden Pächter; dem ettltretenden
Pächter wird jedoch das Recht eingeräumt, die Ver«
gütung der Verzehr. Stcuergebührcn und Gemeine
dezuschlage für diese Vorrathe, wenn cine Pach-
tung oder Solidarabsindung vorausgegangen ist,
von dem austretenden Pächter oder der vorher
bestandenen Solidarabfindungsgesellschaft zu for-
dern; ist aber vor der Verpachtung die Steuer
von der Gefallen- Verwaltung in eigener Regie
eingehoben worden, so findet ein Anspruch an
das Acrar wegen Vergütung der von demselben
tarifmäßig eingchobenen Gebühren nicht Statt.
Für jene Vorräthe an steuerbaren Gegenständen,
welche beim Beginne der Pachtung im Besitze
von steuerpflichtigen Parteien vorgefunden wer-
den, die sich, wenn auch erst in letzter Zeit vor
dem Eintritte der Pachtung, mit dem frühern
Pachter oder dem Aerar abgefunden hatten, ist
der Pächter die Entrichtung der tarifmäßigen
Gebühren und Gemeindezuschlage von den Par«
teien selbst zu fordern berechtiget.

Die Angabe von Seile des austretenden
Pächters oder der Steuerpflichtigen, daß die in den
von den Steuerpflichtigen benutzten Räumen vor,
gefundenen Vorräthe bereits in das Eigenthum
mies Andern (Abnehmers) übergegangen seyen,
muß bewiesen werden. Dagegen ist der Päch"r
verpflichtet, bei seinem Austritte dem neu cintre.
tenden Pachter oder dem Aerar, wcnn die eigene
Regie eintritt, die Verzchnmgö.Sttuer und s5jemein-
dezuschläge für jene Vorrathe zx vergüten, welche
an ihn tarifmäßig versteuert worden sind, und
am Ende der Pachtung bei den steucrpsilchtlgen
Parteien in wie immer gearteten Aufbewahrungs-
orten noch vorhanden sind, wenn er ein Gewerbe
treibt, daß zu jenen gehört, von denen er den
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Werzehrungssteuerbezug gepachtet hatte, inso°
ferne übrigens nicht etwa dargethan werden könnte,
daß die Steuer für diese Verrathe dem Aerar
schon vor dem Pachtungsantritte entrichtet wor-
den sey.

Die nämliche Verpflichtung zur Vergütung
der tarifmäßig eingehobenen Gebühren liegt dem
austretenden Pachter auch dann ob, wenn auf die
Pachtung eine Solidarabsindung folgt, jedoch nur
rücksichtlich der Vorräthe jener Parteien, welche
dem Abfindungsvereine nicht beitreten, und daher
diesem Letztern zur EinHebung der Steuer zuge-
wiesen werden.

Die EinHebung der am Ende des Pachtver-
trages uochandenen Vorräthe an tanfmäßig ver-
steuerten Art ikeln, wenn eine solche wegen des
Unterbleibens eines Uebereinkommens zwischen dem
ein- und austretendcn Pächter oder dem Aerar
nöthig würde, wird durch einen Gefällsbeamten
unter Beiziehung eines Abgeordneten der Orts '
vbrigkcit geschehen, und es werden l)iezu auch die
ein- und austretenden Pächter vorgeladen wcr-
den. Sollte den Pachtern oder ihren Machthabern
wegen Abwesenheit, oder aus einem andern Grun-
de die Vorladung nicht persönlich zugestellt wer^
den können, so hat die Zustellung auf die im 3.
Absätze dieser Pachtbedingungcn festgesetzte Art zu
geschehen. Das Nichterscheinen der Vorgeladenen
hebt die Gültigkeit des Erhebungsactes für kei-
nen Fall auf; der den Vertrag abschließende Päch-
ter verpflichtet sich vielmehr ausdrücklich, den auf
diese Art zu Stande gekommenen Erhcbungsact
über die am Ende seines Pachtes vorfindigcn, ihm
tarifmäßig versteuerten Vorrathe als vollkommen
beweiskräftig anzuerkennen, und nach dessen Re-
sultat die ihm obliegende Stcuervergü'tung sammt
Gcmcmdezi.schlag entweder dem Aerar, oder dem
an dessen Stelle tretenden Bezugsberechtigten zu
leisten.

Die Kosten dieser Erhebungen werden von
dem eintretenden Pächter, oder dcm die eigene
Verwaltung übernehmenden Aerar getragen, und
der Pächter erkläN sich in Voraus mit dcm dinch
die Gefällsbehörde dießfalls zu bestimmenden Auö-
maße einverstanden, und zu dessen Berichtigung
verpflichtet zu seyn.

!). Wenn der Pachter bei der Emhebung der
Gebühr einen hohem Betrag, als d.r Tar i f aus-
jpricht, cinhebt, so hat derselbe die Partei , die
es bctrifft, zu entschädigen, und ü'bttdieß den zwan-
zigfachen Betrag dessen, was er widerrechtlich ein»
gehoben hat, als Strafe an den Localarmenfond
zu erlegen; er haftet in diesem Falle, so wie über-
haupt für das Benehmen der zur Handhabung
seiner Pachtlingsrechte bestellten Personen.

10. Dem Pächter ist unbenommen, seine Pach-
tung ganz oder theilweise an Unterpachter zu über-
lassen, allein diese werden vom Gefalle bloß als
Agenten des Pachters angesehen, welcher dem un-
geachtet für alle Puncte des Pachtvertrages in
der Haftung und dem Gefalle verantwortlich bleibt.

Auch ist der Pachter befugt, mit den ihm zu-
gewiesenen steuerpflichtigen Parteien für die Dauer
seiner Pachtzeit Abfindungövertrage zu schließen.
Vorauszahlungen der Parteien od«r der Unterpacht
ler werden jedoch von der Gefällöbehöroe sowohl
am Schlüsse der Pachtzeit, als auch in Fallen,
wo der Pachtvertrag vor dem Ablaufe der or-
dentlichen Pachtzeit erlischt, nur insoferne aner-
kannt, als solche den Belauf einer Monatsrate
nicht überschreiten.

! I . Für den Auslufsprcis wird verpachten
der Seits keine wie immer geartete Haftung
übernommen, und der Pächter leistet auf das
Rechtsmittel wegen einer Verletzung über die
Halste Vcrziü't. Ein während der Dauer der
Pachtung eintretender zufälliger Umstand, welcher
eine Vermehrung oder Verminderung der Verzch-
rung zur Folge hat, sou an den Bestimmungen
des Pachtvertrages nicht die mindeste Verände-
rung hervorbringen können; nur in dcm Falle,
wenn der -Velzchrungssteuer-Tarif, oder eine
andere wesentliche Bestmnnung der Verzehrungs-
steuer - Vorschriften geändert würde, diese Aende-
rung jedoch nicht von solcher Beschaffenheit ist,
daß dadurch wegen gänzlicher Aufhebung deb
Gegenstandes der Pachtung dieser Vertrag nach
dem bürgerlichen Rechte sich von selbst aufloset,

hat eine Verminderung oder Erhöhung des be-
dungenen Pachtzinses im Verhällmsse zu dieser
Aenderung einzutreten. Es steht jedoch in einem
solchen Falle jedem den Vertrag schließenden
Theile f re i , den Vertrag binnen dreißig Tagen
nach der erfolgten Kundmachung der eintretenden
Aenderung aufzukünden. Der hiernach aufgekündete
Vertrag bleibt noch dutch zwei Monate vom
Tage der Aufkündung in K r a f t , und es wird,
wenn die Aenderung v o r Ablauf dieses Termi-
nes in Wirksamkeit treten sollte, oer von diesem
Zeitpuncte an zu entrichtende neue Pachtzins auf
die oben angedeutete Art bestimmt. Wenn aber
binnen 3l) Tagen nach crfolgter Kundmachung
über die eintretende Aenderung dir Vertrag von
keiner Seite aufgekü'ndet wird, so bleibt er noch
durch seine ganze Dauer m Kraft

Wenn in dem Bezirke des Pächters während
der Pachtzeit die Pa ytung berührende, vergeh-
rungssteuerpstichtige Unternehmungen zuwachsen,
so wird derselbe hievon nach Maßgabe der ein
langenden Anmeldungen v»n der GefaUsbehoroe
unverzüglich in die Kenntniß gesetzt werden, Ge-
stattet jedoch der Pächter die Ausübung derselben,
ohne daß die Partei den vorgeschriebenen gefalls-
ämtlichen Erlaubnißschein gelöst, und sich damit
dei ihm ausgewiesen ha t , so fällt der für diese
Uebertrelung der Gefällsoorschriftcn zu entrichtende
Strafbetrag nicht dcm Pachter, sondern dem Ae>
rar zu.

12. Den bedungenen Pachtschilling ist der Päch-
ter in gleichen monatlichen Raten am letzten Tage
eines jeden Monates, und wenn dieser ein Sonn-
oder Feiertag wäre, am vorausgehenden Werkta-
ge an die ihm bezeichnete (5asse abzuführen ver-
pflichtet.

Wenn die Caution im Baren bestellt worden,
so kann deren Betrag auf Verlangen des Päch
ters beim Ausgange der Pachtzeit den drei letzten
Monatsraten des Pachtschillings zur Hälfte,
nämlich dergestalt eingerechnet werden, daß ln die^
sen Monaten immer nur oie Hälfte des entfal-
lenden PachtsäMmgs vom Pächter abzuführen,
dic andere Hälfte ader auö dcr Caution zu ent-
nehmen seyn würde, deren Rest sohin nach a.e-
endeter Pachtung dcm Pächter, wofern das Ge^
fäll keinen weltern Anspruch an ihn zu stellen hat,
zu verabfolgen seyn wi ld .

13. Wenn der Pächter eine Pachtschillings'
rate zur festgesetzten Zeit nicht abfüyrt , so hat
er nicht nur von derselben die Verzugszinsen zu!
4 vom Hundert für die Zeit, vom Tage, der aus!
den Verfallstag folgt, bis zur Tilgung der Rate!
zu entrichten, sondern es sott der Gefalls - Ver-!
waltting überdieß noch das Recht zustehen, den
Ausstand ohne weiters durch die Cautlon zu de-
cken, zugleich aber die weitere Einhebnng dcg Ge-
falls einstweilen auf Rechnung und Kosten des
Pachters durch einen von d̂ ,r Gefällsbehörde auf«
zustellenden, allenfalls von der Steuerbeznks Obrig,
keit zu beeidigenden Sequester besorgen zu lassen,
und auf Gefahr und Kosten des säumlgen P a ä M ö
das Pachtobject neuerdings feilzubieten; falls aber
die Pachtversteigerung fruchtlos bliebe, Abfindun-
gen mit dein steuetpstichtigen Parteien einzugehen,
oder die tarifmäßige EinHebung einzuleiten, und
sich rücksichtlich der Sequestrations- und Rclicita-
tionskosten, so wie der allfälligen Differenz zwi-
schen dem bei der Relicitation oder bei den Ab-
sindungen, oder bei der tarifmäßigen Emhebung
erzielten Betrage, und zwischen dem contrattmäßl-
gcn Pachtschillinge, und überhaupt rücksichtlich al-
ler aus dem Contractsbruche entstehenden Förde
rungen an der Caution des Pächters, und wenn
sie nicht hinreicht, an seinem übrigen Vermögen
schadloZ zu halten; ein allenfalls sich ergebendes
günstigeres Resultat der neuen Feildietung oder
der Absindung, oder der tarifmäßigen Emhebung
soll aber nur dem Gifalle zum Vortheile gereichen.
Uebrigens soll es der Gefälls - Verwaltung frei
stehen, den Ausrufspreis für die Relicitation nach
Gutbesindcn zu bestimmen, und wenn das Object
um denselben nicht an Mann gebracht w i ld , auch
Anbote unter dem Ausrufsprrise anzunehmen, und
«5 soll der Pächter nicht berechtiget seyn, deßwe-
gen Einwenoungen gegen die Giltigkeit des Lici-
tationsacteö zu machen.

I n derselben Ar t vorzugehen, und sich an
der bei der Versteigerung erlegten vorlaufigen,
oder der nach dem 6. Absätze el legten ordentli-
chen Caution, so wie dem übrigen Vermögen
ces Pächters schadlos zu halten, soll die Gefäl«
len-Verwaltung auch dann ermächtiget seyn,
wenn der Ersteher den Antritt der Pachtung
verweigern, oder die bedungene Pachccaution nicht
in der festgesetzten Zeit leisten sollte, oder wenn
vor oder während der Pachtung sich offenba-
ren würde, daß dcm Pachter ein oder das an-
dere im zweiten Absätze dieser Pachtbedingungen
enthaltene Hinderniß zur Uebernahme oder Fort-
setzung der Pachtung entgegen siche,

14. Ueber diese Pachtung wild keine besondere
Vertragsurkunde errichtet, sondern das Veistei-
gcrungs-Protocol! hat ,m F<iUe der Genehmi-
gung oeö Bestooteö zugleich die Stelle der Vcr-
tragsurkunde zu vertreten, daher dasselbe sogleich
nach der Versteigerung in doppelter Ausfertigung
allseitlg zu unterfertigen, und rücksichtlich des Er-
stcherS mit der Unterschrift zweier Zeugen zu ver-
sehen seyn w>rd, wo sohin nach erfolgter Geneh-
migung das mlt der Ratificationöklausel versehene
ungestämpelte Exemplar dem Pächter gegen des-
sen Empfangsbestätigung, und gegen Erlag der
Stämpelgebuhr sür das andere ln den Händen
dcr GeMsverwaltung bleibende, und mit dem
vorschriftmäßlgen Stämpcl zu versehende Dup«
plicat übergeben werden soll. Nur in dem Falle,
wenn das schriftliche Offere eines abwesenden Of«
fcrcnttn dcn Bestbot enthält, wird auf Grund«
läge des Offerics und der Pachtbcdingungen ein
förmlicher Vertrag >n zwei gleichlautenden Parien
errichtet werden. Sollte der Offerent sich wei«
gern, diesen Vertrag zu unterfertigen, so vertritt
das ratis'icirte schriftliche Offert in Verbindung
mit den Licitationödedmgmffen die Stelle der
förmlichen Vertragsurkunoe, und haben die im
vorhergehenden Absätze festgesetzten Rechte der
GeMsverwaltung einzutreten.

15,. Für den Fa l l , w«»in der Pächter die
vertragsmäßigen Bedingungen nicht genau r l -
füllen sollte, steht es oem, >n der Borge für die
Erfüllung des V.ltragcs beauftragten Behörden
frei , allc jene Maßregeln zu ergreifen, d»e zur
unaufgehaltenen Erfüllung dcg Vertrag/s führen,
woü/gell aber auch dem Pachter der Rechtsweg
für alle Ansprüche, die er aus dem Vertrage
machen zu kölinen glaubt, offen stehen soll.

I t t . Wird der Vertrag nicht schon ausdrück'
Z lich auf eme bestimmte Zeitdauer geschloffen, so
! kann er von Seite des Aerars drei Monate,
! von Seite d.'s Pachters ab^r bis l 5 . Ju l i vor
! Ablauf des Verwaltungs - Jahres aufgekündiget
^ werden. Diese Aufkündigung muß von Seite
des Pächttrö, wenn sie beachtet wcrden soll, bn
der Camera!-Bezirks-Verwaltung, in deren B r -
zirke das gepachtete Object gelegen lst, inner-
halb der festgesetzten Frist überreicht werden. Er-
folgt r>ine Aufkündigung, so hat der Vertrag
aus cin weiteres Jahr ur.ter denselben Bedin-
gungen, unter denen <r abgeschlossen wurde, zu
gelten; für jeden Fall erlischt derselbe aber auch
ohne gegenseitige Aufkündigung mit Ende des
VerlualtunqHj.chres IK54

17. I n Folge hohcr Finanz-Ministerial-Ver-
ordnung vom 5,. Jul i 1850, Z. 8U44, wird
mit Beziehung auf die §§. 7», 1», l 5 , 4O und
I ! 5 der neuen Iuriödict ions-Norm hiermit aus-
drücklich bestimmt, daß die aus gegenwärtigem
Versteigerungsprotocolle, oder aus den auf
Grundlage dieses letzteren abgeschlossenen Ver-
tragen etwa entspringenden Rcchtsstreitigkeiten,
— das Aerar mag als Beklagter oder Kläger
eintreten, sowie auch alle hieraufVezug habenden
Sicherstc-llungs- und Cautionsschritte bei dem-
jenigen, l'm Sitze des hicrländigcn k. k, Fiscalamtes
befindlichen Gerichte, dcm der Fiscus als Beklagter
untersteht, durchzuführen seyn werden.

K. K. CamerabBczirks-Vcrwaltung. Lachach

am N. September 1U5I ^

Z 7 4 ^ " " M ^Nr. ' 2 ^ ^
(5 o n c u r ö . K u n d m a ch u n g.

I m Bleiche dieftr Finanz-Landeö-Direction
sind zu besehen:

i.) Vier theils Finanz-Directionö-, theils La<
meral« Concipistenstellcn mit dem Gehalte von
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llUU st., oder, falls die graduelle Vorrückung
stattfinden sollte, mit jcnem von 5 W si., nebst
dem Ouartierqelde jährlicher 80 si., für den Fall
der Dienstleistung in Tricst.

d) Acht Adjutcn jäyrllchrr 3 W st. für Con-
cepts practikantcn.

Für diese Stellen und Adjuten wird der
Concurs diä 3U. ^cptcmdcr l, I . ausgeschrieben.

Die Bewerber um eine Concipistenstelle oocr
«in Adjutum haben >hre dicßfälligen Gesuche Yier-
orts binnen der bezelchntten Fr l f t , u. z. insofern
sie befits im Staatsdienste stehen, im Wege
ihrer vorgesetzten Behörde einzubringen, und sich
darin über dle zurückgelegten juridisch-politische»
Gtudien, die im Fache der Finanzuerwaltlmg etwa
zugebrachte Dienstzeit und die allenfalls bestan.
dene Prüfung für den Conceptsdienst bel den
leitenden Finanzbehö'rden so wle über tadellos
Moralität auszuweisen.

Bewehr . , , w<l<b, nebst der K^nntmß der
deutschen auch di.> der italienischen Sprache be-
sitzen, wird eine voizu^swe'se Berücksichtigung
zu T h i l werden.

Jene (5l.'!lceptt'p!'act!kal!ten, welche aus an-
dern Prooiozen in den Finanzdienst nmerhalb
des Bereiches d r̂ ^cfeitlgtcn Finanz« Landes
Direction übertreten wollen, wird dle Vcrgücuuft
der normalmäßigcn Reisekosten zugesichert.

Von der k, k. küst.-dalm. Fmanz« Lanoes-

Direction.
Tricst am 25. August 1851.

Z. 5 0 , . 2. ( ! ) Nr. 10 ,99 .
K u n d m a c h u n g ,

Bonder k. k. Camera!-Bezirks-Verwaltung
in Laibach wird hiermit zur Kenntniß gebracht,
daß für den Mauthbczug an den Wegmauth-
stationen Senosetsch, Adelsberg und Planina,
dann an der Weg- und Brückenmauthstation zu
Präwald, die dritte Versteigerung am 30. Sep-
tember 185,, um l0 Uhr Vormittags, im Amts-
locale des k. k. Vcrwaltungsamtes der Camcral--
Herrschaft zu A'delsberg, aufGrundlage der allge-
meinen Kundmachung der hochlöbl. k. k. Finanz-
Landcö-Direction vom 26. Juni 1851, Z. 12479,
und der daselbst enthaltenen Bestimmungen für
die Verwaltungsjahre »852, 185» und' l854,
und zwar entweder für alle diese drei Nerwal-
tungsjahre, oder für die Jahre 1852 und l»53,
oder für das Jahr l852 allein, vom 1., November
185> angefangen, zuerst für jede Station beson-
ders, und dann für alle vier Stationen zusammen
werde abgehalten werden.

Zum Ausrufspreise für die Station Planina
wird der Betrag von jährlichen 11893 si., für
die Station Adelsberg der Betrag von jährlichen
4973 st., für die Station Präwald der Betrag
von jahrlichen 17w5s t . , für die Stat ion Seno-
setsch der Betrag von jährlichen 4629 si., und
endlich für alle vier Stationen zusammen der
Betrag von jährlichen 38.6m» st. M . M , , sage:
achtunddrcißig tausend sechs hundert Gulden
M . M . , angenommen werden.

Die schriftlichen, gehörig gestämpelten, mit
den vorgeschriebenen Vadien belegten Offerte
können Hieramts bis zum 28, September l 8 5 1 ,
1 Uhr Nachmittags, eingebracht werden.

Pachtlustigc werden zu dieser Verhandlung
mit dem Beisätze eingeladen, daß die Licitations.
bedingnisse hieramts, wie auch bei der k. k. Finanz-
wach-Bezirks-Leitung Nr. U in Adelsberg in den
gewöhnlichen Amtsstunden eingesehen werden
können.

K. K. Cameral-Bezirks-Vcrwaltung. Laibach

am 9. September 185 , .

Z. 498. :> (3) Nr. 73«5.

V e r l a u t b a r u n g .
Zur Sicherstellung der Vorspannsbeistcllung

im Wege der Verpachtung während des Verw.
Jahres 1852 in der Mil i tär - Marschstation Lai-
bach , wird bei der hiesigen k. k. Bezirkshaupt-
mannschaft am 9. October 1851 zwischen 9 und
12 Uhr Vormittags, dann zur Sicherstellung
der Vorspannsbeistellung im Verpachtungswege
während des Verw. Jahres 1852, in der M i l i -
tär-Marschstation Oberlaibach aber am l i . Octo-
ber ! 8 5 l zwischen 9 und 12 Uhr Vormittags,

beim Vorstande der Ortsgemeinde Oberlaibach
eine öffentliche Minuendo-Licitation abgehalten

werden. . , ^ ^ <. -
Dic Pachtlustlgen werden emgeladen, sich del

den oben erwähnten Verhandlungen an den be-
zeichneten Tagen in Laibach und Oberlaibach ein-
iufmdcn, und es wird hier nur noch bemerkt, daß
jeder Herr Licitant bei der Commission ein Va-
dium von 30l> st. zu erlegen gehalten sey, wel-
ches der Mindestbieter als Caution zu belassen
haben wird.

Die sonstigen Versteigerungsbcdingnijse kön-
nen gleich von jetzt an während den gewöhnli-
chen Amtsstunden bei der k.k. Bczirkshauptmann-
schaft m Laibach, sowie nicht minder beim Vor-
stande der Ortsgcmeindc Oberlaibach eingesehen
werden. — Auch werden sowohl in Laibach für
für die Marschstation Lalbach, als in Oberlai-
bach für die Marschstation Oberlaibach schriftliche
Offerte angenommen, die jedoch vor der Ktten
Vormittagsstundc des Licitationstagcs der (5om-
mission überreicht und abgefaßt werden muffen in

nachstehender F o r m :
Der Gefertigte erklärt die Bcistellung der

Vorspann in der Marschstation Laibach (Ober-
laibach), während des Verw. Jahres l852 als
Pächter, gegen Vergütung von — Kreuzern pr.
Pferd und Meile übernehmen zu wollen, und
verpflichtet sich noch überoieß, die Licitationsbe-
dingnisse in allen Puncten genau zuzuhalten.
Einem derlei Offerte ist das bestimmte Vadium
pr. 6M) st., entweder im Baren oder ein Lcg-
schein über das bei einer öffentlichen Casse zu obi-
gem Behuf dcponirte Vadium pr. 3 W st. dei-
zuschließen.

K. k. Bezirköhauptmannschaft Laibach am 3.
September!851.

3. 491. n (3) Nr. 73742.

l V e r l a u t b a r u n g

Am 24. September 1851, zwischen 10 und
l2 Uyr Vorm, wird in der Amtskanzlei der Lai-
bacher A,;nkshauptmannschast elne Verhandlung
zur Bicherstellung d«r Naturallen und Selmct-
Bedürfnisse für das in Laibach und Concurnnz
befindliche k. t. M'l l tär, auf o,e Dauer vom 1.
Novemblr, 185lbis lehtenIuli »852, oder auch bis
letzten October 185)2 im Subarrendirungswege ab-
gehalten werden.

Das Erfordern iß an den zu liefernden v<r-
schicdencn Artikeln besteht!

-.) in täglichen l25tt B ro t - ,
d) „ 1,9 Hafer-,
c) „ 14 Hcu.Port. 5 8 Pfund,
ll) „ 81 „ „ n ll> ,.
e) „ 143 Streustroh'Port. i» 3 Pfd.
l) in monatlichen »2N Mctzen Holzkohlen,
3) „ IWPfd.Unschlittkerzen wäh-

rend des Winters,
1i) „ 1W Pfd. Brennol sammt

Lampendochtcn.
i) „ l2U Mctzen Holzkohlen wäh.

rend deS Sommers,
lij „ 35 P fd . Unschlittkerzen,
>) „ 50 Pfd . Brennöl samt Lam-

pendochten.
m ) in vierteljährigen 3 5 W Bettcustroh ̂  P o u .

ü 12 Pf t . pr. Portion.
Die Unternehmungslustigen werden eingela-

den, zu obiger Verhandlung am 24. l. M . m
der hiesigen t. k. Amtskanzle, zu erscheinen, wo sie
die näheren Lieferungsbedlngmssc, die übrlgenb
schon von jetzt an in der Amtskanzlei des k. k.
Laibacher - Militär - Haupt < VerpstegS . Magazinö
einzusehen sind, erfahren können.

K. K. Bezirkshauptmannschaft.
Lachach den 4. Scpcember 1651.

Z 502. it (1) Nr. 3327.

Die Grundcntlastungs< Landes' Commiision
hat sich bewogen befundeu, dem hiesigen Bua>
dlucker Joseph Blaömk, mit Hinbllck auf den
dermaligen hohcn Stand d.r Papierpreisc, dle Ue
willigung zu ertheilen, daß er selt 14. Septem
der 1 8 5 l . die >m §. «4 des dießämtlichen Un-
terrlchtcS über dle AnmeloungSnt der i§ntscha'd>.
gungöansprüche ddo. l . Jänner 1850 lNvähn,
ten Druckblanqutten, und hie

a î 1. L iN . ^ , 6 und l ) .
den Nieß um . . . . 12 st. 15 kr.

„ halben Rieß „ . . . > « „ 30 „
„ viert,! „ „ . . . . 3 „ 20 „

das Buch „ . . . . — , . 40 „
und den Bogen , , . . . . — „ 2 ,,
und Jene, ucl 2. I^idt. L.
den Ri.ß um . . . . 1^ st.20kr.
„ halben Nieß „ . . . . 6 „ — ,.
„ viertel „ „ . . . . 3 „ N» „

das Buch „ . . . . — „ 4!» „
und den Bogen . . . . . . — „ 2 „
verkaufen dürfe.

Welches zur Kenntniß der derlei Druckpapiere
benöthigendcn Berechtigten allgemein bekannt ge-
macht wird.

K. k. Grundentlastungs-Landes-Commission.
Laibach am 30. August 1 8 5 l .

Z71775. ( l ) Nr. 3025.
E d i c t .

Von dem k. k. Bezirksgericht« l^elnembl wird
dckanlU glu,achl: Es styen in der Executioilssach,:
dcs Johann Voul von UntsNvc»Id, wider Ioscpt)
Hionk von ebelldott, wlgei, aus dem gerichtlichen
Vergleiche vom 10. SlVtcmder 1848 «l. 6xvcul.
intal) 2?, Octodtr l«50. schuldiger 27 fi. 25 kr.
l>. 8. <>., rie mir dem Edicte v. 29 M.'i d. I . . ^ .
1747, zur Veräußerung der dem Letztern gehörigen,
zu Untcrwald «uli Consc. Nr. 6 geltgenen, im Grund-
buche der Hrrrschafl Pölland «>,!) Rcctf. Nr. 67 '/«
vorkr>mmlndcn, gerichllich auf 339 fl, 30 kr. ye.
schätzen '/^ Hude sammt Wohn- und Winhjchafts-
g,bauden, auf den 5. d. M . , dann 3. October und
7. Itovtmber d. I . bestimmten Termine, über E in .
schreiten des Erecuten und darüber von dem Erecu,
tionssührer durch seinen Bevollmächtigten Martin
Po^el erstatteten Aeußerung dahin al'geandelt wor-
den, ddß dic Ile Feilvietung auf den 3. October,
die 2te auf den ö. November und die 3te auf den
5. December d. I . , Früh 9 Uhr loco der Realität
mit dem vorigen Anhange übertragen werden.

()elNkmdl am 6. September l 8 5 l .

Der k. k. L^ndesgerichtsrath und Bcz. Richters

B r 0 I i ch.

ö. »114. (.l) N l . 2589.
E d i c t .

Von dem k. k. Bezirksgerichte zu Tschernembl
wird besannt gemacht: Es sey über Ansuchen des
Johann Korban von Altenmarkt als -Bevollmächtig,
ten des Johann Markt, wider Michael llikoviö von
Unteibecg, wegen auß blm Urtheile vom 8. Juni
>8Z0, Z. 679, schuldigen ,29 fl. 58'/4 kr. «. l>„ «.
die execulive Feilbielung der, dem Letzteren gehöri-
gen , im Gnmdbuche der Hrrrschast Pöllano »„k
Rectf. Nr. 79 vorkommenden '/^ Hllbe in Unler-
l'crg bewilliget und es seyen hiezu die Tagsatzunnen
auf den 9, Oct., 7. Nov. und l2. December l. I . ,
jedesmal früh 9 Uhr in loco der Realität mit dem
Anhange angeordnet worder,, daß die Realität bei
der ersten und zweiten Feilbietung nur über oder
um dei, Schatzwcrth, bei der dritten aber auch un-
ter demselben bmtangegeben werden würde.

Wovon die Kauflustigen mit dem Bemerken ver,
ständige! werden, daß das Schatzungsprotocoll, dre
Grundducksertracl und die Llcitationsbedingnifse
täglich hitramts eingesehen werden tonnen.

Tschllnembl am 7. August l 8 5 l .
Der k. k. Landesgerichtsratd und Bczirksrichter'

B r 0 l i ch.

5 " 2 2 . ( I ) Nr. 3066.
E d i c t .

Das k. k. BeiirlSkklickt Seisenbelg hat dil
trelutive össeniliche ßeilbieiung der, dem Hern, Franz
öerfltl gehörigen, in Hinah geleqenen, im Grund-
licht der vormaligen Herrschaft Seisenrelq <-ml>

l'om. V l I . , I<s>l. 14z vorkommenden, auf >80 fl
^schahien Mühlc sammt / l n . und Zugehör, wlaen
oem Herln Joseph Schusterschiisch von Hrib Nr' 2
ms dcm Vergleiche »l<lu. ^. I u m l. I . , Nr I959'
schuldigen Ntt si. e. «. «. bewilliget, und zu deie»
^rnahme die Tags.hung auf be^ 6. e ^ er 3.
Äevember und l . December l. I . , jedesmal «or-
mmags 9 Uhr „n One der Realität mi> dem ^ " .
.atzc bestimmt, daß die Realiläl nur bei drr l.bl^,
ä.agsahung auch unle: dem Schätzu^kwellhe h»" '
mgegeben werden wülde.

Da5 Ecbayungspfolricoll, der Grundbücher-
ra t und die Licllalionsl«di>.a"iss,. nach welchen em
Radium von 3tt ft. ^u erleg," i « ' könne,, lagllch
" der Aml i tan,^ i eingesehen welden.

H. ^t. Bez. Gerichl Eeisenberg am 29. Aug. I 8 5 l ,
Der k. t. Bezilksrichlel:

1^ 2 u r i c.
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Z. 490. « (2) C o n c u r s - A u s s c h r e i b u n g Nr. 8/54.
wegen Besetzung der Dienstposten bei den neuorgcmistrten politischen Behörden in

der Wojwodschaft Serbien und im Temeser Banale.
Se. k. k. Majestät haben mit der allerhöchsten Entschließung vom 17. August I 8 5 I die

Orgamsirung der politischen Verwaltungsbehörden für die Wojwodschaft Serbien und das Temeser
Banat zu genehmigen, und folgenden Personal- und Salar ia l - Status festzusetzen geruhet:

L a n d e s r e g i e r u n g i n T e m e s v a r.

H^ I Diem ês.. Dlätel,- Gehalt im ^ ^

^ 3 Dienstes - Ka thego r i e D-Z A n m e r k u n g .
> Z Z ^ , .'<. Ein. Ga.1. 3 " -

1 Präsident — — — — Die Concepts - Ad'
l I Statthaltcrei-Rath l. V. 4<»W 4<j<w juncten können ohilc

2 Stalthalter.i-Rathe I I . V l . ^5l»0 5W0 Anspruch auf Diä
2 Etatthalterei-Secretäre I . V U l »600 3^00 ten oder Ueber
2 Statthalterei - Secr,täre 1l. V l l l . 1400 2800 siedlungökosten bei
3 Concipisten I. I X . 900 2700 allen politischen
4 Concipisten l l . I X . 800 320«» Stellen des Bandes

IN Concepts-Adjuncten l . X l . 400 4000 verwendet werden.
15 Concepts ^Adjuncten U. X I . 300 4500

1 Director der Hilfsämttr — < V I I I . 1200 l200
I Directions-Adjunct ^ I X . NW0 1000
1 Directions-Adjunct l l . I X . 9l»0 U00
4 Kanzlisten 1- X I . «ll0 2400
4 Kanzlisten I I . X I . 500 2000
1 Thürhüter — — 400 400
I Portier — — 21« 2«6
2 Amtsdiencr l . — 350 700
5 Amtsdicner I I . - 300 150<j

Districts-Obercommissariale in Temesvar, i!ugos. Groß Becskerek, Neusatz u. ?ombor

Z I Dunstes- Dläl,n- Gehalt im ^ ^

^ 3 Dienstes-Kathegor ie Z ^ A n m e r k u n g .
^ Z , Ei>,- Gan.' - " .
, ^ ! C l a s s e , ^ . „ ^ , i »

!
3 Districts-Obercommissare I . V I . 2U0N «0M» ;'. lttMi Die Functions-Zu-
2 DistrictstObcrcommissäre I I . V I . l800 36U0 ü 800 läge pr. im>0 si!
2 Districts-Räthe I . V l I I . l60«> 3200 beziehen die Ober̂
3 Districts - Näthe I I . V I I I . l^iMl 4200 commiffäre zu Te-
2 Districts-Secretäre I- I X . 900 1800 mesvar, Neusatz
3 Districts-Sccretare I I . I X . 809 2400 und Zombor.
2 Expeditoren I . X . 700 l^00
3 Expeditoren I I . X . «00 1800
2 Registrants I. X I . 600 1200
3 Registranten I I . X I . 500 1500
2 Diurnlsten I. — 400 800
3 Diurnisten H- — 350 l050
4 Diurnlsten I I I . ^ 3<w ,200
4 Amtsdiener I . — 2»0 800
« Amtsdicner I I . — 160 1080

III
Politische Bezirke in Temesvar, Neu - Arcw, Lippa, Csakova, Werschetz — Luqos,
Facser, Oravicza, Boasckan - Groß-Becskerek, Modos, GroßKlklnoa, Hatzfelo,
Groß-Sz. Miklos, Türkisch-Kanizsa—Neusatz, O^Becse, Palanka, Ruma, ^llok

- Zombor, Kula, Ba ja , Maria - Theresiopel

3 -^ Dienstes- Diäten. Gehalt im ^ ^
^ D i e n s t e s - K a t h e g o r i e ß ̂  A n m e r k u n g .

N b l a s s e ,^ , „^ ^ , i ^

IN Bezirks-Vorsteher l . V I I I . 14l>0 14000
14 Bezrks ° Vorsteher H- V I I I . !2<w ' W 0 0
' " Bezirks'Concipisten I- X . 6M> 17400
3N BczukH-Concipisten H. X . 500 18000
1l> Expeditorcn I . X I . 500 5000
14 Erpeditor<n I I . X I . 450 6300
24 Dlurmsten I . — 350 840U
24 Diurmsttn zz. _ ^ 3,w 7200
12 Amtsdiener z ^ _ , ^ 0 2I6N
12 Amtsdicner ^'^ ^ . ^ » ^ 9 9

Zur Bewerbung um alle diese Dienstposten,
mit Ausnahme jener des Regierungspräsidenten,
der Atatthalterei-Nathe und der Districts. Oder-
commissare, wird die Concursfrlst bls 15. Octo-
ber 1^51 festgesetzt. . __

Die kompetenten haben ihre gehor'g gejtäm-
pelten und mit gestämpelten Documenten ver-
sehenen Gesuche innerhalb des Concurstermines

an die »k. k. politische Olgamsirungs-Commis-

sion in Tcmesoal« gelangen zu lassm, und

zwar mittelst ihrer vorgesetzten Behörde, wenn

-sie bereits einen öffentlichen Dienst bekleiden,

oder mittelst der politischen Behörde, der sie

unmittelbar unterstehen, wenn sie gegenwärtig

nicht angestellt sind.

I n den Gesuchen ist Folgendes mit Zeuge
nissen zu crweisen:

:<) Das Alter und die R.l igion. DaS über«
schrittene 40. Jahr bildet für die erste Anstclc
lung kein Hinderniß.

k ) Die Sprachkt'luitniss»', wobei bemerkt wird,
daß die Kenntniß der deutschen Sprache absolut
erfordert w i rd , ncbstdem aber auch die hinläng,
liche Kenntniß jener andern Hauptlandessprachen
î der romanischen, serbischen, magyarischen), welche
in dem Gedictochciie gesprochen werden, in wcl-
chem der Dicnstblwclber einen Posten zu crhal«
ten Hal.

c) Die Studien. Um im Col'.ceptsfache anc
gcsteUt zu werden, sii.d in der Nec,el die an
einer k, k. U'Nversität oder an einer k. k. Rechts-
academic absolmmn juridisch-politischen Studien
trfolderlich. Ausnahmsweise kann jedoch dießmal
oon diesem Erfordernisse I cn . r dispensirt werden,
der sclbstständig durch längte Zeit die politischen
Gcschäste eines nicht qanz unbedelttendm Bezirkes
zur Zufriedelihcit bereits geleitet hat, und dielen
Umstand gehörig erweist. — Bei Verleihung
der Posten im Kanzleifache wird auf eine ent-
sprechende B i ldung , auf eine leserliche und cur-
recte Handschrift, und für die höheren Stellen
auf Erfahrung in der Amtsmanipulation gesehen.
— Bei der untern Dienerschaft wird auf die
Kenntniß des Lesens und Schreibens besonders
in der deutschen Sprache Rücksicht genommen.

(!) Die bisher geleisteten öffentlichen Dienste,
oder die bisherige Privatbcschaftiguna,. Erstere
sind in chronologischer Ordnung nach ihrer Gat«
tung mit Angabe der d.nnit verknüpften Emolu-
mente anzugeben; rücksichtlich der andern ist letztere
Angabe nicht erforderlich. Bei Besetzung der
Kanzleidiencrstellen haben ausgediente k. k. M i l i -
tärs, Halbinvaliden, oder auch die in einer öffent-
lichen Versorgung stehenden Invaliden den Vor-
zug, wenn sie gesund und rüstig sind, und die
sonjiigen vorgeschriebenen Eigenschaften besitzen,
namentlich des ^esenö u. Schreibens kundig sind.

c,>) Tadellose Mora l i tä t , ein correctes poli-
tisches Verhalten. Hinüber haben sich auch die
Behörden, welche die Competenzgesuche an diese
OrganisirungZ-Commission cindegleiten, klar und
gewissenhaft zu äußern.

l ) Sonstige sich allenfalls erworbene Ver-
dienste des Kompetenten, Außer diesem hat danil
der Dienstsucher noch anzureden:

^) Seinen S t a n d , ob er nämlich ledig, oder
verheiratet, oder Witwer ist, und ln den beiden
Fallen ob, wie viele und wie alte Kinder er
zu ernähren H i t ;

l i ) seine ctwaiqe Verwandtschaft oder Schwa-
gerschaft mit einem oder dem andern der hier-
lands bereits angestellten politischen Justiz-, F>"
nanz- oder sonstigen öffentlichen Beamten;

i ) ob und wo er in der Nojwodschaft Ser-
bien und im Temeser Banate ein unbewegliches
Vermögrn besitze oder einen Pacht inne habe;

l̂ ) ob er auch um die Verleihung eines
Iust,zpostens in diesem Landesgebiete eingekommen.

I m Falle ein Comp.tent um mehrere politi«
sche Dien»lstellen verschiedener Kategorie einschrei«
tet, hat er für eine jede cm cia/ncs gcstämpeltes
(Besuch einzureichen, die Document? im Origi-
nale oder in beglaubigter Abschrift braucht er
jedoch nur ewl'tn einzigen bsiz«schließen, wäh«
rend er in den andern Gesuchen sich lediglich
auf jenes bezicht, wo die Documente vorhan-
den sind.

Wer bisher ein Gesuch um einen Dienstpo«
sten eingereicht hatte, muß es erneuern, und
genau nach den gegenwartigen Bestimmungen
verfasse», denn auf frühere G«suche, welche ohne-
hin zurückgestellt werden, kann keine Rücksicht
genommen werden. Auch die jetzt schon ange«
stellten Beamten müssen sich regelmäßig, wie aüe
sonstigen Dienstwerber, in Competenz setze"»

Schließlich wird bemerkt, daß die Ernen-
nungen zu den systcmisittcn DknstessteUcn, für
welche hier dlr Concurs ausgeschrieben wird,
5ls definitiv gelten.

Temesvar, am 29. August 1851.

Der k. k. Civil- und Militär-Gouverneur in
der Wojwodschaft Serbien und dem Temeser
Banale, Fcldmarschall-Licutenant und Landeä.

Militär-Commandant

Johann Graf Coronini-Tronberg ln. l '^


